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Herr ALI (MOHAMED HAKEEM) AL-ARAB  

Herr AHMAD AL-MALALI 

Am 31. Januar verurteilte das Vierte Hohe Strafgericht von Bahrain Ali Mohamed Hakeem al-Arab und Ahmad 

al-Malali zum Tode. Sie waren u. a. der „Gründung und Mitwirkung an einer terroristischen Gruppierung“ 

angeklagt. Nach Informationen, die Amnesty International vorliegen, wurde Ali Mohamed Hakeem al-Arab nach 

seiner Verlegung ins Jaw-Gefängnis gefoltert. 

Am 31. Januar verkündete das Vierte Hohe Strafgericht in Bahrains Hauptstadt Manama das Urteil gegen 

60 Angeklagte, von denen zwölf abwesend waren. Zwei von ihnen, Ali Mohamed Hakeem al-Arab und Ahmad 

al-Malali, wurden zum Tode verurteilt. 56 weitere erhielten Haftstrafen zwischen fünf Jahren und 

lebenslänglich. Zwei Männer wurden freigesprochen. Das Gericht entzog zudem 47 Angeklagten die 

Staatsbürgerschaft. Die Anklagen lauteten u. a. auf „Gründung und Mitwirkung an einer terroristischen 

Gruppierung“, „Schulung des Umgangs mit Waffen und Sprengstoffen“, „Mord und versuchter Mord an 

Polizeiangehörigen“ und „Hilfe beim Ausbruch und Verstecken von Angeklagten des Verfahrens“. Das 

Gerichtsverfahren gegen die 60 Angeklagten begann am 22. August 2017. „Geständnisse“ von Ali Mohamed 

Hakeem al-Arab wurden vom Gericht als Beweise zugelassen, obwohl er angibt, sie unter Folter abgelegt zu 

haben. Das Rechtsmittelverfahren der Verurteilten begann am 8. März. 

Nach Informationen, die Amnesty International vorliegen, wurde Ali Mohamed Hakeem al-Arab nach dem Urteil 

in das Jaw-Gefängnis verlegt. Während der ersten Woche wurde er in Einzelhaft gehalten. Ali Mohamed 

Hakeem al-Arab soll dort bis Mitte Februar eine Woche lang täglich zwischen Mitternacht und Sonnenaufgang 

gefoltert worden sein. Seine Familie durfte ihn zum ersten Mal am 4. März besuchen. Ali Mohamed Hakeem al-

Arab ist zur Zeit mit zwei anderen Gefangenen in einer 1x2,5 m großen Zelle inhaftiert. 

HINTERGRUNDINFORMATIONEN 

Ali Mohamed Hakeem al-Arab wurde am 9. Februar 2017 zusammen mit seinem Cousin Ahmed Mohammad 

Saleh al-Arab, einem bahrainischen Pfleger in Ausbildung, festgenommen. Dieser war am 1. Januar 2017 

zusammen mit mehreren weiteren Gefangenen aus dem Jaw-Gefängnis ausgebrochen war. Bei dem Ausbruch 

kam ein Polizist ums Leben (siehe dazu: https://www.amnesty.de/urgent-action/ua-021-2014-2/lebenslange-

haft-nach-unfairem-verfahren). Ahmed Mohammad Saleh al-Arab hat bereits mehrere Gefängnisstrafen verbüßt, 

zu denen er nach unfairen Verfahren, zum Beispiel aufgrund erzwungener „Geständnisse“, verurteilt wurde. 

Das Innenministerium veröffentlichte am 9. Februar 2017 eine Erklärung, in der Ali Mohamed Hakeem al-Arab 

als „der Hauptverdächtige“ im Zusammenhang mit der Tötung eines Polizeibeamten am 29. Januar 2017 

identifiziert wurde, nachdem „zwei Kalaschnikow-Gewehre und drei weitere Schusswaffen in seinem Besitz 

gefunden wurden“ und aufgrund seiner „Unterstützung von Ausgebrochenen aus dem Jaw-Gefängnis“. Dies 

bezieht sich auf den Ausbruch von mehreren Gefangenen, darunter auch sein Cousin Ahmed Mohammad Saleh 

al-Arab, am 1. Januar 2017. 

Ali Mohamed Hakeem al-Arab   © privat 
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Ali Mohamed Hakeem al-Arab wurde zunächst im Kriminalkommissariat (CID) festgehalten. Er gibt an, dort 

gefoltert worden zu sein. Ihm wurden nach eigenen Angaben Zehennägel gezogen, er erhielt Elektroschocks, 

wurde geschlagen und gezwungen, mit verbundenen Augen ein „Geständnis“ zu unterschreiben. Ali Mohamed 

Hakeem al-Arab wurde am 7. März 2017 in das Dry-Dock-Gefängnis gebracht, wo er wiederholt auf beide 

Beine geschlagen wurde, woraufhin er kaum stehen konnte. Am 31. Januar 2018, dem Tag seiner Verurteilung, 

wurde er ins Jaw-Gefängnis verlegt. 

Amnesty International wendet sich in allen Fällen, weltweit und ausnahmslos gegen die Todesstrafe, 

ungeachtet der Schwere und der Umstände einer Tat, der Schuld, Unschuld oder besonderen Eigenschaften 

der verurteilten Person, oder der vom Staat gewählten Hinrichtungsmethode. Bis heute haben 106 Länder die 

Todesstrafe als Strafe für alle Straftaten abgeschafft und mehr als zwei Drittel der Länder haben die 

Todesstrafe per Gesetz oder in der Praxis abgeschafft. 

SCHREIBEN SIE BITTE 

FAXE, TWITTERNACHRICHTEN ODER LUFTPOSTBRIEFE MIT FOLGENDEN FORDERUNGEN 

 Ich bitte Sie, Ali Mohamed Hakeem al-Arab und Ahmad al-Malalis Schuldsprüche und Todesurteile 

aufzuheben und als ersten Schritt zur Abschaffung der Todesstrafe ein Hinrichtungsmoratorium zu 

verhängen. 

 Bitte ordnen Sie vollständige Neuverhandlungen für Ali Mohamed Hakeem al-Arab und Ahmad al-Malali an, 

die sich an die internationalen Standards für faire Gerichtsverfahren halten und bei denen nicht auf Folter 

zurückgegriffen wird. Außerdem bitte ich Sie, eine unabhängige und unparteiische Untersuchung der 

Foltervorwürfe durchzuführen und die Verantwortlichen vor Gericht zu stellen. 

 Gehen Sie bitte Ihrer Pflicht, Straftaten zu ahnden und die Täter zur Verantwortung zu ziehen, in 

Übereinstimmung mit dem Völkerrecht und Bahrains internationalen menschenrechtlichen Verpflichtungen 

nach. 

 

APPELLE AN 

KÖNIG 
Shaikh Hamad bin ‘Issa Al Khalifa 
Office of His Majesty the King 
P.O. Box 555, Rifa’a Palace, al-Manama 
BAHRAIN 
(Anrede: Your Majesty / Majestät) 
Fax: (00 973) 1766 45 87 

INNENMINISTER 
Shaikh Rashid bin ‘Abdullah Al Khalifa  
Ministry of Interior 
P.O. Box 13, al-Manama, BAHRAIN 
(Anrede: Your Excellency / Exzellenz) 
Fax: (00 973) 1723 26 61 
Twitter: @moi_Bahrain 
 

KOPIEN AN 

MINISTER FÜR JUSTIZ UND ISLAMISCHE ANGELEGENHEITEN 
Shaikh Khalid bin Ali Al Khalifa  
Ministry of Justice and Islamic Affairs 
P. O. Box 450, al-Manama 
BAHRAIN 
Fax: (00 973) 1753 12 84 
Twitter: @Khaled_Bin_Ali 

BOTSCHAFT DES KÖNIGREICHS BAHRAIN 
S. E. Herrn Abdulla Abdullatif Abdulla Abdullatif 
Klingelhöfer Str. 7, 10785 Berlin 
Fax: 030-8687 7788 
E-Mail: info@bahrain-embassy.de

Bitte schreiben Sie Ihre Appelle möglichst sofort. Schreiben Sie in gutem Arabisch, Englisch oder auf Deutsch. Da 

Informationen in Urgent Actions schnell an Aktualität verlieren können, bitten wir Sie, nach dem 25. April 2018 

keine Appelle mehr zu verschicken. 

Weitere Informationen zu UA-069/2017 (MDE 11/5982/2017, 29. März 2017) 

PLEASE WRITE IMMEDIATELY 

 Urging the authorities to quash Ali Mohamed Hakeem al-Arab and Ahmad al-Malali’s conviction and death sentences and to 

declare a moratorium on all executions, as a first step towards abolition of the death penalty. 

 Urging the authorities to order a full re-trial of Ali Mohamed Hakeem al-Arab and Ahmad al-Malali, the proceedings of which 

must comply with international standards for a fair trial and where no evidence obtained under torture is used, without resort 

to the death penalty; and to carry out an independent and impartial investigation into their allegations of torture, and bring 

those responsible to justice. 

 Acknowledging the Bahraini government’s responsibility to tackle crime and bring to justice those responsible, but insisting 

that this should always be done in accordance with international law and Bahrain’s international human rights obligations. 

mailto:info@bahrain-embassy.de


 

 

 

 

HINTERGRUNDINFORMATIONEN – FORTSETZUNG 

Am 6. Juli 2017 schickten die Arbeitsgruppe für willkürliche Inhaftierungen und der Sonderberichterstatter über 

Folter und andere grausame, unmenschliche oder erniedrigende Behandlung oder Strafe einen Brief an die 

bahrainischen Behörden, in dem sie ihre tiefe Sorge über die Folter- und Misshandlungsvorwürfe von Ali Mohamed 

Hakeem al-Arab im Kriminalkommissariat und im Dry-Dock-Gefängnis ausdrückten. Folter und andere 

Misshandlungen, darunter längere Phasen der Einzelhaft, der Haft ohne Kontakt zur Außenwelt und Schläge, sind 

laut Völkerrecht unter allen Umständen verboten.  

Bahrain ist Vertragsstaat des Internationalen Pakts über bürgerliche und politische Rechte, welcher das Recht auf 

Leben und das Recht auf ein faires Gerichtsverfahren anerkennt. Dazu gehört auch das Recht auf Nicht-Aussage, 

wenn man sich selbst belasten würde oder seine Schuld gestehen müsste. Der UN-Menschenrechtsausschuss vertritt 

den Standpunkt, dass die Verhängung der Todesstrafe nach einem Verfahren, das nicht den Regeln des 

Internationalen Paktes über bürgerliche und politische Rechte entspricht, eine Verletzung von Artikel 6 des Paktes 

(Recht auf Leben) ist. In einem Bericht von 2012 betonte der damalige UN-Sonderberichterstatter über 

außergerichtliche, summarische oder willkürliche Hinrichtungen, dass es „willkürlich“ sei, die Todesstrafe zu 

verhängen, wenn „das Gerichtsverfahren nicht an den höchsten Maßstäben für faire Gerichtsverfahren orientiert 

war“. 


